
Leserbriefe an bielefeld@nw.de
MTB-Strecke
¥ Eine illegal errichtete Moun-
tainbike-Strecke im Schopketal
soll zurückgebaut werden. „Wir
wollen damit auch ein Zeichen
setzen“, betont Aaron Gellern,
Ranger für das Stadtgebiet Bie-
lefeld (NW vom 20. Januar).

Ich empfinde es als sehr
bedauerlich, dass re-
gelmäßig einseitige

Darstellungen und Stellung-
nahmen von Waldvertretern
im Bezug auf Mountainbiker
veröffentlicht werden. Die
Aussagen, die in diesen Stel-
lungnahmen getroffen wer-
den, sind oft interessengebun-
den, polemisch und manch-
mal schlicht falsch.
So wird beispielsweise darauf
hingewiesen, welche Umwelt-
einflüsse vom Mountainbiken
ausgehen, die ich im einzel-
nen nicht bestreiten möchte,
die aber einseitig (...) darge-
stellt werden. Dadurch ent-
steht zum einen der Eindruck,
dass Mountainbiken per se für
Umweltschäden verantwort-
lich ist und zum anderen, weil
die Einflüsse nicht in Relation
zu anderen Waldnutzern, in-

klusive der Waldwirtschaft, so-
wie anderen Sportarten ge-
stellt werden. (...)
Die Erfahrung hat gezeigt, das
Mountainbikestrecken, die
nicht mehr genutzt werden,
nach kurzer Zeit ihren „Ur-
sprungszustand“ wieder ein-
nehmen. (...) Um beispiels-
weise Tennis spielen zu kön-
nen, müssen Tennisplätze oder
Tennishallen (plus Infrastruk-
tur) angelegt werden (...).
Weiter wurde gesagt, dass
Mountainbiker auf illegalen
Strecken fahren würden. Auch
diese Aussage ist irreführend.
Da wird der Eindruck er-
weckt, dass alle Mountain-
biker grundsätzlich rücksichts-
los und kriminell handeln wür-
den. Dem ist nicht so. Ande-
rerseits gibt es in Bielefeld und
Umgebung verschiedene In-
itiativen und Vereine, die sich
intensiv für eine Planung und
Nutzung von legalen Moun-
tainbikestrecken einsetzen.
Diese wurden jedoch von der
Stadt ausgebremst. Viele Vor-
schläge liefen ins Leere.
Wenn man in andere Regio-
nen blickt, kann man sehen,
dass es sehr wohl möglich ist,
einen Konsens zwischen Na-

turschutz, anderen Waldnut-
zern und Mountainbikern zu
finden (...).
Anstatt Mountainbiker zu ver-
unglimpfen, wäre es wün-
schenswert, wenn anstelle von
wiederholten Lippenbekennt-
nissen der vorgestellten Inter-
essenvertreter eine Lösung zur
Integration des Mountainbike-
sports in der Region vorange-
trieben würde. Ansätze und In-
itiativen von Seiten der Moun-
tainbiker gibt es dazu schon
lange.

Tobias Hagenbäumer
33613 Bielefeld

Die Mountainbiker
zerstören den Wald!
Ich kann es nicht mehr

hören! Wo sich im Wald ehe-
mals schönste Trails den Berg
hinunterzogen, sind inzwi-
schen nur noch kahle Flächen
zu sehen. Schuld daran sind
aber nicht die vielen „Down-
hiller“! Sondern Förster und
Waldbesitzer, die es für eine
prima Idee hielten, im Teuto-
burger Wald flächendeckend
Fichten-Monokulturen anzu-
legen. Klimawandel und Bor-
kenkäfer haben dann den Rest
erledigt.

Ebenso fadenscheinig ist das
immer wieder vorgebrachte
Argument der ungeklärten
Haftungsfrage. Kein Waldbe-
sitzer wird verurteilt werden,
weil sich ein Radfahrer bei
einem 15-Meter-Sprung zer-
legt. In anderen Trailgebieten
wird dieses Risiko daher auch
von Versicherungen übernom-
men.
Wenn die Illegalität das Pro-
blem ist, stellt den Kids end-
lich legale Strecken im Berg zur
Verfügung! Die „Downhiller“
betteln seit 30 Jahren darum!

Jan Bahlmann
33607 Bielefeld

Mit diesem Beitrag
macht das Regional-
forstamt OWL (Re-

vierförster Niels Niemann und
Bielefelds Waldranger Aaron
Gellern) Stimmung gegen
Biker und legitimiert die wirt-
schaftliche Nutzung eines in-
takten Baumbestandes.

Der Wald ist für alle da und
die betreffende Parzelle ist ein
Ort der Naherholung sowie des
generationenübergreifenden
Austauschs von Naturliebha-
bern und Fahrradfahrern. Seit
vielen Jahren nun klappt das

hervorragend, in Abstim-
mung mit dem Waldbesitzer.
Es kommt weder zu Konflik-
ten mit Spaziergängern noch
findet die erwähnte „Verschan-
delung“ des Areals statt.

Der Artikel stellt fälschli-
cher- und irreführenderweise
einen Zusammenhang zwi-
schen krankenden Bäumen,
der Notwendigkeit diese zu fäl-
lenundderExistenzdesMoun-
tainbike-Parcours her. Ein
Schelm, wer denkt, es könne
sich dabei um den Versuch
einer Legitimierung der wirt-
schaftlichenNutzungundTeil-
rodung dieses Waldstückes
handeln. Tatsächlich sieht man
gelegentlich Gruppen von drei
bis fünf Bikern auf der Fläche
und natürlich findet durch das
Fahren eine gewisse Verdich-
tung des Bodens statt, die Dar-
stellung des Artikels („Men-
schen, die keine Skrupel da-
vor haben, sich gleich die gan-
ze Gesellschaft und selbst die
Natur aus Eigennutz zu unter-
werfen“...) entbehrt aber jeg-
licher Grundlage.

Der Respekt im gesellschaft-
lichen Miteinander beginnt bei
der Sprache und im Ton. Na-
türlich kann der vom Forst-

wirt verunsicherte Waldbesit-
zer aus etwaigen Zweifeln be-
züglich der Versicherungs-
pflicht bei Stürzen die Nut-
zung seiner Fläche untersa-
gen. Wenn ein Land aber dar-
an Interesse hat, dass Heran-
wachsende eine Verbindung
zur Natur erfahren, statt ein di-
gital geprägtes Leben zu füh-
ren, muss dieses Land auch
Möglichkeiten bieten und darf
nicht das Fahrradfahren in der
Natur kriminalisieren.

Ich wünsche uns, dass wir
alle in gegenseitigem Respekt
und unter Schonung selbiger
unsere Umwelt erfahren und
schätzen lernen dürfen.

Daniel Hopf
33813 Oerlinghausen

Leserbriefe geben ausschließ-
lich die Meinung des Verfas-
sers wieder. Die Redaktion be-
hält sich sinnwahrende Kür-
zungen vor. Bitte beschränken
Sie sich auf eine maximale Län-
ge von 50 Zeitungszeilen (1.400
Anschläge). Längere Leserbrie-
fe werden gekürzt, anonyme
Zuschriften nicht berücksich-
tigt.Eine Mountainbike-Fahrerin im Wald. FOTO: YVONNE GOTTSCHLICH

Es regieren nur Schwarz undWeiß
Die Krisenkommunikation in Bielefeld und andernorts ist überholungsbedürftig. Außer Drohungen und
Strafen müsste im Jahr 2 der Krise mehr kommen. Die Menschen wollen stärker mitgenommen werden.

Heike Krüger

Wir stecken in einer
schwierigen Pandemie-

Phase: Einerseits ein Licht-
strahl am Horizont – verhei-
ßungsvolle Impfstoffe, die den
Ausnahmezustand beenden
sollen. Andererseitsmüssendie
Menschen noch eine ganze
Weile durchhalten. Besonders
die Virus-Mutationen ma-
chen Sorge. Das Durchhalten
soll mittels eines ganzen Bün-

dels frisch verlängerter „Maß-
nahmen“ gelingen. Das Mittel
der Wahl – im Bund wie in den
Ländern und auch in Kom-
munen wie Bielefeld – sind
nicht etwa freundliche Durch-
halteparolen und Mut ma-
chende Aussichten, sondern
eine zunehmend problemati-
sche „Risikokommunikation“.

Diese setzt vor allem auf Ge-
und Verbote, alarmierende
Szenarien und auch Drohun-
gen. Gelingende Krisenkom-
munikation nähme die Men-
schen mit, mit ihren Ängsten
und Vorbehalten. Sie würde
versuchen, die Beweggründe
der Moderaten, die mit Ver-
schwörung nichts am Hut ha-
ben, zu verstehen, statt sie als
Uneinsichtige abzutun.

Ein Beispiel: die Verständ-
nislosigkeit von Politik (und
Medien) gegenüber Familien,
die sich im verlängerten Weih-
nachts-Shutdown in die Win-
tersportgebiete des Sauerlands
aufmachten. Vielleicht war das
nicht klug, aber nachvollzieh-
bar: Einfach mal durchatmen.
Wenn schon sonst nichts mehr

geht, den Kids einen Nach-
mittag im Schnee gönnen. Die
Antwort: Abwertung, Kontrol-
len, Strafen.

Seit fast einem Jahr leben wir
mit dieser „alternativlosen“
Top-Down-Kommunikation,
die sich bis in jede Kommune
verästelt und sich oft abschre-
ckender Narrative bedient.

»Wo es kein Grau
mehr gibt, da fehlt
die Debatte«

Schier endloser Lockdown,
Schulen und Kitas zu bis Os-
tern? Drohende Überlastung
der Intensivstationen, Bilder
vom letzten Jahr aus Berga-
mo. Triage? Dritte Welle?

Es ist die Einseitigkeit der
Kommunikation, die corona-
müde macht. Es regieren
Schwarz und Weiß. Die Farbe
Grau scheint abgeschafft. Wo
es aber kein Grau mehr gibt,
da fehlt die Debatte.

Doch, es gibt sie, die Neben-
effekte, die durchaus tödlich
enden können. 10 bis 15 Pro-

zent derjenigen mit gefährli-
chen onkologischen Befunden
oder medizinische Notfälle sei-
en 2020 aus Furcht vor einer
Ansteckung nicht in einer Kli-
nik gelandet, obwohl sie dort
hingehört hätten. Das schät-
zen Kliniker, auch einer aus
Bielefeld (NW, 16. Januar). Be-
ratungsstellen machen sich
Sorgen um ihr prekäres Klien-
tel. Handel, Gastronomie, Rei-
sebranche und Kultur darben.

Die Krisenmanager müssen
einen Spagat bewältigen:
Einerseits das Pandemiege-
schehen im Griff behalten, zu-
gleich die Kollateralschäden
gering halten. Da sind Fehler
(hier die Ermittlung gültiger 7-
Tages-Inzidenzen) mehr als är-
gerlich, zuletzt eingeräumt
vom Bielefelder Krisenstabs-
chef Ingo Nürnberger. Fehler
sind menschlich. Wenn aber
massive Grundrechtseingriffe
auf Basis dieser Daten ver-
hängt werden, bekommen sie
eine erhebliche Dimension.

Diskutiert wird unterdes-
sen nicht, ob die jetzt korri-
gierten Meldezahlen zur Be-

urteilung der Pandemiedyna-
mik überhaupt taugen. Ob das
Ziel einer 7-Tages-Inzidenz
von 50 auf 100.000 im Winter
erreichbar ist. Nicht nur der
Bonner Virologe Hendrik
Streeck bezweifelt das. Trotz-
dem gibt es eine „Zero-Co-
vid-Kampagne“, die sogar den
Wert 0 auf 100.000 anpeilt.
Auch in Bielefeld gibt es dafür
Unterstützer. Dieser Weg wür-
de eine noch deutlich härtere
Gangart fordern. Und ist nur
unter Inkaufnahme weiterer
Kollateralschäden zu haben.

Das Fehlen einer Langzeit-
strategie, stotterndes Nachbes-
sern alle paar Wochen belas-
ten die Menschen. Manche
wirken verängstigt. Angst aber
lähmt das Denken. Politik,
auch lokale, hat die Aufgabe,
die Ängste zu minimieren – mit
guter Kommunikation und
maximaler Transparenz.

Auch ein bisschen Zuver-
sicht könnte trotz allem nicht
schaden. Am Ende kommen
wir ja nicht drumherum: Wir
müssen lernen, mit dem Vi-
rus zu leben.

Unsere Auto-
rin ist unter
heike.krueger
@nw.de
zu erreichen.

¥ Die monatelange Top-
Down-Kommunikation
macht mürbe.

¥ „Zero Covid“ ist nur mit
weiteren Kollateralschäden zu
haben.

KOMMENTAR

Maskenkontrolle durch Mitarbeiter eines Ordnungsamtes: Besonders Jugendliche haben es zurzeit schwer. Sie müssen auf viel verzichten. FOTO: DPA

Mehr Frauen in
die Parlamente

Unter diesem Motto veranstaltet der Bund der
Frauenvereine jetzt eine Onlinekonferenz.

¥ Bielefeld (imi). Der Bund
der Frauenvereine Bielefeld
veranstaltet am 26. Januar sei-
ne erste Online-Konferenz
zum Thema „Parität bleibt das
Ziel: mehr Frauen in die Par-
lamente“. In der jetzigen Le-
gislaturperiode des Bundesta-
ges liege der Anteil der Parla-
mentarierinnen mit 30,9 Pro-
zent auf einem niedrigen
Niveau gegenüber der Wahl-
periode 2013 (36,3 Prozent),
so Susanne Schulz, Vorsitzen-
de des Bundes der Frauenver-
eine. Der Anteil der Frauen auf
der Landesebene (30 Prozent)
und kommunaler Ebene (27
Prozent) pendele ebenfalls auf
einem niedrigen Niveau. Im
Bundestag liege die fraktio-
nelle Spannbreite zwischen 11
Prozent (AfD) und 58 Pro-
zent (Bündnis 90/Die Grü-
nen).

Ob es bei der kommenden
Bundestagswahl gelinge, mehr
Frauen in den Bundestag zu

bringen, entscheide sich der-
zeit in den Parteien. „Nämlich
dadurch, ob sie einen ge-
schlechtergerechten Zugang
für die Listenmandate und Di-
rektmandate schaffen“, sagt
Schulz. Trotz des Rückschlags
bei den Paritätsgesetzen der
Länder Brandenburg und Thü-
ringen bleibe der Handlungs-
bedarf für die gleiche Teilhabe
von Frauen in den Parlamen-
ten und politischen Ämtern
unvermindert bestehen.

Zusammen mit Elke Fer-
ner, Mitglied im Deutschen
Frauenrat Berlin und Leiterin
des Fachausschusses Parität in
Parlamenten und Politik, soll
in der Onlinekonferenz er-
örtert werden, wie dieses Ziel
erreicht werden kann. Die Par-
lamentarische Staatssekretärin
a.D. und langjährige Bundes-
tagsabgeordnete war bis Juni
2018 Vorsitzende der Arbeits-
gemeinschaft Sozialdemokra-
tischer Frauen (ASF).

17, 6Millionen Euro
Schulden für Bielefeld

SPD kritisiert Entscheidung des Landtags

¥ Bielefeld. Einbrechende
Steuereinnahmen bei Bund
und Land durch die Corona-
Pandemie wirken sich auf die
Finanzmittel für die Städte und
Gemeinden in NRW aus. Um
diese Einbrüche auszuglei-
chen,hat der Landtagbeschlos-
sen, die fehlende Summe auf-
zustocken.

Allerdings hat die Landes-
regierung das sogenannte Ge-
meindefinanzierungsgesetz
2021 lediglich um ein Kredit-
volumen in Höhe von rund 943
Millionen Euro erhöht. Diese
Summe haben die Städte und
Gemeinden zukünftig dem
Land zurückzuzahlen. „Leider
haben sich CDU und FDP da-

für entschieden, den Kommu-
nen ein vergiftetes Geschenk zu
machen“, sagt der SPD-Land-
tagsabgeordnete Georg Fort-
meier. „Anstatt den Kommu-
nen die Steuerausfälle aus dem
NRW-Rettungsschirm auszu-
gleichen, bekommen sie ledig-
lich neue Schulden aufgebür-
det“, so Christina Kamp-
mann. „Konkret drücken CDU
und FDP Bielefeld 17,6 Mil-
lionen Euro Schulden aufs Au-
ge. Wir haben uns für echte Fi-
nanzhilfen und nicht für wei-
tere Schulden ausgesprochen.
Die Landesregierung betätigt
sich als Schuldentreiber “,
kommentiert die Abgeordnete
Regina Kopp-Herr.

Ausbildungsplätze frei
¥ Bielefeld. Das Berufskolleg
für Gymnastik hat für den Aus-
bildungsstart am 1. August
noch Plätze zu vergeben. Schü-
ler mit dem Sekundarab-
schluss I können in dem drei-
jährigen Bildungsgang den Be-

rufsabschluss „Staatlich ge-
prüfte(r) Gymnastikleh-
rer(in)“ mit Fachhochschul-
reife erwerben. Weitere Infos
unter Tel. (05 21) 3 76 64 und
per E-Mail: info@berufskolleg

-gymnastik.de
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